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Pressefreiheitskodex für die Polizei

Die Beziehung zwischen Journalisten und Polizei war noch nie einfach: Bei der Arbeit auf öffent-
lichen Veranstaltungen oder zu Themen von öffentlichem Interesse erleiden jedes Jahr Hunderte 
von europäischen Journalisten gewalttätige Übergriffe, Drohungen und willkürliche Sanktionen 
durch Polizeikräfte. Untersuchungen haben die Kernbereiche des Konflikts zwischen den beiden 
Berufsgruppen aufgezeigt, die als Grundlage für die Erstellung dieser Leitlinien herangezogen 
wurden. Hier sind acht Grundregeln dazu, wie die Polizei mit Journalisten umgehen sollte; sie er-
geben sich aus den Forschungsanalysen. Diese Regeln sollen einzelne polizeiliche Entscheidungen 
unterstützen und das Bewusstsein für Verletzungen der Pressefreiheit durch Polizei und Strafver-
folgungsbehörden schärfen.

1. Jegliche Gewaltanwendung von Polizeikräften gegen Journalisten 
ist nicht akzeptabel. 

2. Journalisten haben das Recht, Informationen zu sammeln, und die 
Polizei sollte sie vor unzulässigen Störungen, insbesondere bei 
Demonstrationen, schützen.

3.  Journalisten sollten das Recht haben, Polizeiangehörige im 
Einzelnen zu identifizieren und die Arbeit der Polizeikräfte zu 
dokumentieren sowie darüber zu berichten.

4.  Die Polizei darf Bild- und Filmmaterial weder löschen noch die 
Ausrüstung von Journalisten ohne entsprechende richterliche 
Anordnung beschlagnahmen.

5. Journalisten sollten nicht wegen einer bei ihnen vermuteten 
politischen Haltung kriminalisiert, diskriminiert oder auf schwarze 
Listen gesetzt werden.

6. Journalisten sollten nicht das Ziel polizeilicher Überwachung sein. 

7. Wenn die Polizei Journalisten verletzt, bedroht oder belästigt, 
müssen diese Handlungen von unabhängigen Ermittlern verurteilt, 
untersucht und öffentlich gemacht werden.

8.  Die Polizei sollte hinsichtlich der Rechte von Journalisten 
ausgebildet und regelmäßig auf den neuesten Stand gebracht 
werden. 



Warum wir einen Pressefreiheitskodex für die Polizei entwickelt 
haben – eine Erläuterung
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Polizei und Presse – beide Berufsgruppen sind eng mitein-
ander verbunden. Obwohl ihre professionellen Beziehungen 
miteinander verflochten sind, bedroht eine alarmierend hohe 
Zahl von Konflikten zwischen ihnen die Pressefreiheit in Euro-
pa. Um gegenseitigen Respekt zu fördern, ein Vertrauensver-
hältnis zu schaffen und das Recht auf freie Berichterstattung 
zu schützen, haben das Europäische Zentrum für Presse- und 
Medienfreiheit (ECPMF) und seine Partner einen Pressefrei-
heitskodex für die Polizei entwickelt. Der Kodex soll als Leit-
faden für individuelle Polizeientscheidungen dienen, das 
Bewusstsein für Pressefreiheit schärfen und einen Ausgangs-
punkt für einen nachhaltigen Dialog zwischen Polizei, Presse 
und Öffentlichkeit bieten.

Der Kodex beinhaltet acht Leitsätze. Sie thematisieren die 
europaweit wichtigsten Konfliktlinien zwischen beiden Berufs-
gruppen. Erstellt wurden sie auf Basis einer Langzeitanalyse 
zu Problemfeldern zwischen Polizei und Presse sowie einer 
Auswertung der Rechtslage, an der sechs europäische Jour-
nalistenorganisationen beteiligt waren. Die Leitsätze wurden 
entsprechend den rechtlichen Standards und den beruflichen 
Bestimmungen der europäischen Mitgliedsstaaten formuliert. 
Sie sollen Polizeibeamt:innen eine praktische Orientierung für 
alltägliche Entscheidungen im Umgang mit Journalist:innen 
und Medienschaffenden bieten, um so die Rechte von Journa-
list:innen besser zu schützen und eine respektvolle Koexistenz 
beider Berufsgruppen zu befördern.

Die Entwicklung des Pressefreiheitskodex für die Polizei soll 
somit das mitunter angespannte Verhältnis langfristig ver-
bessern1. Es ist auch eine Reaktion auf die Zunahme direkter 
Übergriffe auf Journalist:innen, etwa durch Demonstrant:in-
nen, organisierte kriminelle Banden und gelegentlich auch 
durch die Polizei selbst. Etablierte Monitoring-Instrumente2 

3 belegen, dass diese Entwicklung viele Teile Europas betrifft: 
Polizeikräfte wenden wiederholt Gewalt gegen Journalist:innen 
an und verletzen damit deren Bürgerrechte, die auch in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention verankert sind.4 Der 
Schutz der physischen und psychischen Unversehrtheit jedes 
Medienschaffenden hat höchste Priorität. Daher lautet der 
erste Leitsatz des Codex: 1. Jegliche Gewaltanwendung von 
Polizeikräften gegen Journalist:innen ist nicht akzeptabel.

Studien bestätigen, dass mit steigender Anzahl von Demons-
trationen und der Berichterstattung über diese Demonstra-
tionen auch die Wahrscheinlichkeit gewaltsamer Übergriffe 
zunimmt.5 Dadurch ist das Recht von Journalist:innen6, Infor-
mationen im Rahmen von Demonstrationen und öffentlichen 
Versammlungen zu sammeln, zunehmend gefährdet. Die Poli-
zeibeamt:innen können an dieser Stelle Wesentliches bewir-
ken: Sofern sie über die Rechte der Journalist:innen entspre-
chend informiert sind, kann ihr Eingreifen die Arbeit der freien 
Presse maßgeblich unterstützen. Daraus ergibt sich der zweite 
Leitsatz: 2. Journalist:innen haben das Recht, Informationen zu 
sammeln. Die Polizei muss die Arbeit der Journalist:innen vor 
illegalen Interventionen schützen, insbesondere bei Demons-
trationen.

Die Medien dienen als Kontrollinstanz, um das Handeln der 
Behörden zu beaufsichtigen – eine elementare Funktion von 
Journalismus in Demokratien. Dazu gehört auch die Kontrol-
le und Dokumentation von Polizeiarbeit.7 Zu diesem Zweck 
müssen Medienschaffende in der Lage sein, einzelne Mitarbei-
ter:innen der Polizei zu identifizieren. Würde eine individuelle 
Identifizierung von Polizeibeamt:innen flächendeckend etab-
liert, könnte potentielles Fehlverhalten minimiert werden, da 
so die bisher weit verbreitete Straflosigkeit dieser Handlungen 
verringert würde.8 3. Journalist:innen haben das Recht, Polizei-
angehörige im Einzelnen zu identifizieren und die Arbeit der 
Polizeikräfte zu dokumentieren sowie darüber zu berichten.

Die Polizei beschlagnahmt immer wieder Filmmaterial oder 
die Ausrüstung von Journalist:innen. Nicht selten hindert sie 
Medienschaffende daran, den Ort von Demonstrationen und 
anderen Veranstaltungen zu betreten und so über bestimmte 
Ereignisse zu berichten.910 Dies geschieht oft aufgrund man-
gelnder Kenntnisse der Polizei über die rechtlichen Grenzen 
ihrer Aufgaben. Daher ist es wichtig, alle Polizeikräfte darüber 
zu informieren, dass sie keine legitime Befugnis haben, über 
die Rechtmäßigkeit von aufgezeichnetem Material oder den 
Zugang zu öffentlichen Veranstaltungen zu entscheiden sowie 
Redaktionen ohne ordnungsgemäßen Haftbefehl zu durch-
suchen. Diese Handlungen bedürfen einer gerichtlichen Ent-
scheidung, damit jeder einzelne Fall ordnungsgemäß geprüft 
werden kann.11 4. Die Polizei darf Bild- und Filmmaterial weder 




